für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— ae , ̃ A 


(Jr. 6318.) Verordnung über die Gründung öffentlicher Darlehnskaſſen und die Ausgabe 
von Darlehnskaſſenſcheinen. Vom 18. Mai 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, auf Grund des Artikels 63. der Verfaſſungs-Urkunde vom 31. Ja⸗ 
nuar 1850., auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, fuͤr den ganzen Um⸗ 
fang Unſerer Monarchie, was folgt: 


H. 1. 


In Berlin und in den Orten, wo Filialanſtalten der Preußiſchen Bank 
beſtehen, ſollen, wo es erforderlich iſt, Darlehnskaſſen errichtet werden, mit der 


5 Beſtimmung, zur Abhuͤlfe des Kreditbedurfniſſes, vorzugsweiſe zur Befoͤrderung 


des Handels und Gewerbebetriebs, gegen Sicherheit Darlehne zu geben. 

Zur Vermittelung der Darlehnsgeſchaͤfte und zur Bildung von Depots 
koͤnnen die Darlehnskaſſen auch an Orten, wo Filialanſtalten der Preußiſchen 
Bank nicht beſtehen, Agenturen errichten. 


1185 5 

Fuͤr den ganzen Betrag der bewilligten Darlehne ſoll unter der Benen⸗ 
nung „Darlehnskaſſenſcheine“ ein beſonderes Geldzeichen ausgegeben werden. 
Es vertreten dieſe Scheine in Zahlungen die Stelle des baaren Geldes; ſie 
werden bei allen oͤffentlichen Kaſſen nach ihrem vollen Nennwerthe angenommen, 
im Privatverkehr tritt ein Zwang zu deren Annahme nicht ein. 

Es darf kein Darlehnskaſſenſchein ausgegeben werden, fuͤr welchen nicht 
nach der Beſtimmung des H. 4. genügende Sicherheit gegeben worden iſt. 
ö Der Geſammtbetrag der Darlehnskaſſenſcheine ſoll fuͤnf und zwanzig 
Millionen Thaler nicht uͤberſchreiten. 


5. g. 


Die Darlehne können nur im Betrage von wenigſtens funfzig Thalern, 
Jahrgang 1866. (Nr. 6318.) 32 in 


Ausgegeben zu Berlin den 21. Mai 1866. 
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in der Regel nicht auf laͤngere Zeit als drei, und nur ausnahmsweiſe bis zu 
ſechs Monaten gewaͤhrt werden. 


H. 4. 
Die Sicherheit kann beſtehen: 


1) in Verpfaͤndung im Inlande lagernder, dem Verderben nicht ausge: 
ſetzter Waaren, Boden- und Bergwerkserzeugniſſe und Fabrikate in der 
Regel bis zur Haͤlfte, ausnahmsweiſe bis zu zwei Drittheilen ihres 
Schaͤtzungswerthes nach Verſchiedenheit der Gegenſtaͤnde und ihrer Ver⸗ 
kaͤuflichkeit; . 

2) in Verpfaͤndung inlaͤndiſcher Staats- oder unter Genehmigung des 
Staats von Korporationen oder Geſellſchaften ausgegebenen Papieren 
mit einem Abſchlag vom Kurſe oder marktgaͤngigen Preiſe. Papiere, 
ien nicht auf den Inhaber lauten, muͤſſen der Darlehnskaſſe eedirt 
werden. 


H. 3. 


Fabrikate, welche einem bedeutenden Preiswechſel unterliegen, werden nur 
dann als Unterpfand angenommen, wenn ſich zugleich eine dritte ſichere Perſon 
für die Erfüllung des Darlehnsvertrages verbürgt. 


H. 6. 


Bei Waaren, Boden- und Bergwerkserzeugniſſen und Fabrikaten, welche g 


nach ihrer Natur oder nach der in Handelsſtaͤdten uͤblichen Art der Aufbewahrung, 
oder weil ſie ſich nicht in Gewahrſam des Verpfaͤnders befinden, entweder gar 
nicht oder doch nicht ohne erhebliche Schwierigkeit und Koſten dem Pfand⸗ 
gläubiger koͤrperlich ubergeben werden koͤnnen, darf ausnahmsweiſe unter Auf⸗ 
hebung der beſchraͤnkenden Beſtimmung des Artikels 2076. des Rheiniſchen 


buͤrgerlichen Geſetzbuchs auch im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln 


die Verpfaͤndung durch ſymboliſche Uebergabe (Artikel 1606. und 1607. a. a. O.) 
verwirklicht werden. i 
7. 


Der Zinsfuß bei der Bewilligung der Darlehne darf der Regel nach nicht 
unter den fuͤr den Lombardverkehr der Preußiſchen Bank beſtehenden Saͤtzen 
beſtimmt werden. 


H. 8. 
Das Unterpfand haftet fuͤr Kapital, Zinſen und Koſten; dieſe letzteren 
Nebenforderungen koͤnnen von der Darlehnsſumme ſogleich gekuͤrzt werden. 
H. 9. 
Wird zur Verfallzeit nicht Zahlung geleiſtet, ſo kann die e 
5 ur 
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durch einen ihrer Beamten oder einen vereideten Makler das Unterpfand ver⸗ 
kaufen und ſich aus dem Erloͤſe bezahlt machen. a 
Selbſt erwerben kann die Darlehnskaſſe das Unterpfand nur im Wege 
des Meiſtgebots bei einem oͤffentlichen Verkauf. f 
Die in den Artikeln 2074. 2075. und 2078. des Rheiniſchen buͤrgerlichen 
Geſetzbuchs vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten finden auf die Darlehnskaſſen keine 
Anwendung. Die Eintragung des Darlehnsvertrages in die Buͤcher der Dar⸗ 
lehnskaſſe hat die rechtliche Wirkung einer oͤffentlichen Urkunde. 


$. 10. 


Auch wenn der Schuldner in Konkurs geraͤth, bleibt die Darlehnskaſſe 
zum außergerichtlichen Verkauf des Unterpfandes berechtigt. 


§. 11. 


Die Darlehnskaſſen bilden ſelbſtſtaͤndige Inſtitute mit den Eigenſchaften 
und Rechten juriſtiſcher Perſonen. Denſelben ſtehen alle Rechte des Fiskus, 
die Stempel⸗, Sportel⸗ und Portofreiheit in demſelben Umfange wie der 
Preußiſchen Bank zu. 5 

$. 12. 

Die Verwaltung der Darlehnskaſſen uͤbernimmt fuͤr Rechnung des Staates 
unter der oberen Leitung des Finanzminiſters die Preußiſche Bank, jedoch mit 
ſtrenger Abſonderung von ihren uͤbrigen Geſchaͤften. Die allgemeine Admini⸗ 
ſtration wird in Berlin durch eine beſondere Bankabtheilung unter der Be⸗ 
nennung „Hauptverwaltung der Darlehnskaſſen“ gefuͤhrt. Außerdem wird fuͤr 
jede Darlehnskaſſe ein beſonderer, von ihr reſſortirender Vorſtand ernannt, 
wozu auch Mitglieder des Handels- oder Gewerbeſtandes gehoͤren ſollen. 

Das Intereſſe des Staates wird bei jeder Darlehnskaſſe durch einen 
beſonderen, von dem Finanzminiſter zu ernennenden Regierungs⸗Bevollmaͤch⸗ 
tigten vertreten. 8 

$. 13. 


Die Eroͤffnung der Darlehnskaſſen iſt nebſt dem Namen des Regierungs⸗ 
Bevollmaͤchtigten und der Mitglieder des Vorſtandes durch das Amtsblatt zur 
allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


H. 14. 


Von den Vorſtandsmitgliedern aus dem Handels- oder Gewerbeſtande 
haben ſtets je zwei im woͤchentlichen Wechſel die Geſchaͤfte der Darlehnskaſſe 
zu begleiten und die Beobachtung der Beſtimmungen dieſer Verordnung zu 
uͤberwachen. 5.45 f 


Der Regierungs- Bevollmaͤchtigte muß von ſaͤmmtlichen Geſchaͤften 
Kenntniß nehmen und hat bei allen Antraͤgen auf Bewilligung von Darlehnen 
das Verſagungsrecht. 5 ö 

(Nr. 6318.) 32 Die 
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Die Beſtinmung des Abſchlags von dem Kurſe oder marktgaͤngigen 
Preiſe der zu verpfaͤndenden Papiere ſteht nach Anhörung des Vorſtandes dem 
Regierungs-Bevollmaͤchtigten zu. 
5 N 
Der Zinsertrag der Darlehnskaſſen ſoll nach Abzug der Verwaltungs⸗ 
koſten zur Deckung etwaniger Ausfälle und zur Wiedereinloͤſung der Darlehns⸗ 
kaſſenſcheine verwendet werden. | . 
S 


Die Darlehnskaſſenſcheine werden auf Betraͤge zu Einem, fuͤnf und zehn 
Thalern ausgeſtellt. Ueber das Verhaͤltniß, in welchem bei der Ausgabe von 
fünf und zwanzig Millionen Thaler von den einzelnen Abſchnitten Gebrauch zu 
machen iſt, werden von dem Finanzminiſter maaßgebende Beſtimmungen ge⸗ 
troffen. 

Die Darlehnskaſſenſcheine werden von der Hauptverwaltung der Dar⸗ 
lehnskaſſen ausgefertigt, von der zur Kontrole der Ausgabe der Banknoten 
durch die Order vom 16. Juli 1846. (Geſetz⸗Samml. S. 264.) ernannten 
Kommiſſion zum Zeichen, daß nicht mehr als der zuläffige Betrag im Umlauf 
iſt, mit einem Stempel verſehen und den Darlehnskaſſen nach Verhaͤltniß des 
Bedarfs uͤbergeben. a a 

Der Finanzminiſter hat den Betrag der umlaufenden Darlehnskaſſen⸗ 
ſcheine monatlich zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


H. 18. 


Sobald das Bedurfniß zur Fortdauer einer Darlehnskaſſe nicht mehr 
beſteht, hat der Finanzminiſter deren Aufloͤſung zu verfuͤgen und oͤffentlich 
bekannt zu machen. 

Nach Erfuͤllung des Zwecks der Darlehnskaſſen, ſpaͤteſtens in drei 
Jahren, ſollen alle Darlehnskaſſenſcheine wieder eingezogen werden. 


H. 19. 

Wer einen Darlehnskaſſenſchein nachmacht oder verfaͤlſcht, oder dergleichen 
nachgemachte oder verfaͤlſchte wiſſentlich verbreiten hilft, unterliegt den Beſtim⸗ 
mungen der $$. 121. und 122. des Strafgeſetzbuchs. 

H. 20. 
Die Ausfuͤhrung dieſer Verordnung wird dem Finanzminiſter uͤbertragen. 
Gegeben Berlin, den 18. Mai 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schoͤn hauſen. v. Bodelſchwingh. v. Ro on. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6319.) 


— 


(Nr. 6319.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 16. April 1866., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde-Chauſſeen 
in den Kreiſen Waldbroͤl, Gummersbach und Sieg des Regierungsbezirks 
Coͤln: 1) von der Wiehlmuͤnden-Rother Bezirksſtraße bei Boxberg durch 
das ſogenannte Homburger Broͤlthal bis zur Broͤler Bezirksſtraße unter⸗ 
halb Ruppichteroth, und 2) durch das in das Homburger Broͤlthal ein= 
muͤndende Werſchbachthal bis Much an der Zeitſtraße. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den in den Kreiſen 
Waldbröl, Gummersbach und Sieg, Regierungsbezirk Coͤln, beabſichtigten Bau 
der Gemeinde⸗Chauſſeen: 1) von der Wiehlmuͤnden⸗Rother Bezirksſtraße bei 
Boxberg durch das ſogenannte Homburger Broͤlthal bis zur Bröler Bezirks⸗ 
ſtraße unterhalb Ruppichteroth, und 2) durch das in das Homburger Broͤlthal 
einmuͤndende Werſchbachthal bis Much an der Zeitſtraße genehmigt habe, ver⸗ 
leihe Ich hierdurch den am Bau betheiligten Buͤrgermeiſtereien Ruppichteroth 
und Much im Siegkreiſe, Marienberghauſen und Nuͤmbrecht im Kreiſe Gummers⸗ 
bach, und Waldbroͤl im Kreiſe gleichen Namens, das Expropriationsrecht fuͤr 
die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Ent⸗ 
nahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der 
fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. 
Zugleich will Ich den genannten Buͤrgermeiſtereien gegen Uebernahme der kuͤnf⸗ 
tigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal 
geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen 
von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem 
Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen 
Ber Chauffeepolizei = Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung 
ommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Gefeß-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. a 


Berlin, den 16. April 1866. 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
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a 


(Nr. 6320.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 16. April 1866., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſeeſtrecke 
von Muͤnſter über Wolbeck nach der Hamm - Warendorfer Chauſſee bei 
Freckenhorſt, in den Kreiſen Muͤnſter und Warendorf des Regierungsbezirks 
Muͤnſter, an die Gemeinden Wiegbold Wolbeck und Kirchſpiel Wolbeck, 
die Landgemeinden Alverskirchen und Everswinkel, ſowie an die Landge— 
meinde und die Stadt Freckenhorſt. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom 5. Dezember 1864. den Bau einer 
Gemeinde-Chauſſee von Muͤnſter über Wolbeck nach der Hamm⸗ Warendorfer 
Chauſſee bei Freckenhorſt, in den Kreiſen Munſter und Warendorf des Regierungs⸗ 
bezirks Muͤnſter, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Gemeinden Wiegbold 
Wolbeck und Kirchſpiel Wolbeck, den Landgemeinden Alverskirchen und Evers⸗ 
winkel, ſowie der Landgemeinde und der Stadt Freckenhorſt das Expropriations⸗ 
recht fuͤr die zu der Chauſſeeſtrecke von Wolbeck nach Freckenhorſt erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unter⸗ 
haltungs-Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗-Chauſſeen be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den 
genannten Gemeinden gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung 
der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 
des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließ⸗ 
lich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der 
ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Be⸗ 
ſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. | 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 16. April 1866, N 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 6321.) 


ee 


(Nr. 6321.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung des revidirten Statuts 
der „Deutſchen Feuerverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft“ zu Berlin, ſowie 
der Erhoͤhung des Grundkapitals dieſer Geſellſchaft von Einer Million 
Thaler auf zwei Millionen Thaler. Vom 30. April 1866. 


Di Könige Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 9. April 
1866. das revidirte Statut der „Deutſchen Feuerverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft“ 
zu Berlin vom 78 Dezember 18b5., ſowie die Seitens der Generalverſammlung 
vom 7. April 1865. beſchloſſene Erhoͤhung des Grundkapitals dieſer Geſell⸗ 
ſchaft von Einer Million Thaler auf zwei Millionen Thaler zu genehmigen 


geruht. 


Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem revidirten Statute wird durch das 
Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin be⸗ 
kannt gemacht werden. 


Berlin, den 30. April 1866. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Miniſter 
und öffentliche Arbeiten. des Innern. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 63216322.) (Nr. 6322.) 


(Nr, 6322.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung des in der General- 
Verſammlung der Aktionaire der Neuen Berliner Hagel-Aſſekuranz⸗Ge⸗ 
ſellſchaft vom 13. Dezember 1865. beſchloſſenen zweiten Nachtrages zu 
dem Statute vom 6. Oktober 1858. Vom 14. Mai 1866. 


Des Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 7. Mai 1866. 
den in der Generalverſammlung der Aktionaire der Neuen Berliner Hagel⸗ 
Aſſekuranz⸗Geſellſchaft vom 13. Dezember 1865. beſchloſſenen zweiten Nachtrag 
zu dem Statute vom 6. Oktober 1858. zu genehmigen geruht. 


Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statutnachtrage wird durch das Amts- 
blatt der Koͤniglichen Regierung zu Potsdam bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 14. Mai 1866. i 


Der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
v. Selchow. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


